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Ausfertigung
05.05.2003

Beschluss
In der Zwangsvollstreckungssache

... BKK, 38440 Wolfsburg - Gläubigerin -

gegen

... GmbH, 29313 Hambühren - Schuldnerin -

wird die Vollstreckungserinnerung der Gläubigerin gegen die Ablehnung der Vollstreckung wegen fehlenden Titels durch den Gerichtsvollzieher Scholz zurückgewiesen.

Die Entscheidung ergeht gerichtsgebührenfrei. Die außergerichtlichen Kosten trägt der Erinnerungsführer.

Gründe: Die Erinnerung ist gem. § 766 ZPO zulässig aber nicht begründet.

Hier liegt kein zur Zwangsvollstreckung geeigneter Titel vor. Der Titel kann nur ein konkreter Leistungsbescheid für einen klar festgelegten Zeitraum sein. Eine Zusammenstellung der Rückstände "bis 15.01.03" erfüllt diese Bedingungen nicht.

Richter am Amtsgericht

Zusatz des Webmaster: Der die Forderung feststellende und dem Schuldner mitgeteilte Verwaltungsakt, der Leistungsbescheid, ist der "Titel" (vgl. dazu den Wortlaut des § 66 IV SGB X: "Aus einem Verwaltungsakt ..."). Dieser selbst muss in "Ausfertigung" vorgelegt werden (§ 754 ZPO, § 62 Nr. 3 GVGA) - eine Rückstandzusammenstellung, Auszug aus dem Heberegister o.ä. genügt nicht den Anforderungen - dies ist inzwischen eindeutige Rechtsprechung. Insoweit wird verwiesen auf LG Bielefeld in JurBüro 1982/1584; LG Ravensburg in NJW 81/2524 = Leitsatz bzw. vollständig in KKZ 1982/36; LG Aachen - 5 T 10/83 - in JurBüro 1983/621; LG Bonn vom 8.12.1981 - 4 T 879/81 -; AG Kassel vom 5.1.83 - 612 M 15104/82 - und LG Aachen vom 11.10.1983 - 5 T 289/83 -, LG Kassel in DGVZ 84/40 und LG Baden-Baden in DGVZ 84/59, LG Stade in Rpfleger 87/253.
